
LaneL.

Neustadta.d.Aisch-Bad Windsheim

“ii FRANKENS

HisMEHR
Neustadt ad Aische

.Aus-.. REGIO Bad Windstreim

Ar se toS anNıT
Lu

      
U i a

 

Landratsamt Neustadt a.d.Aisch-Bad Windsheim, Postfach 15 20, 91405 Neustadt a.d.Aisch

 

Einsch

Lars Walch GmbH & Co. KG

Immissionsschutz

reiben Sachbearbeiter/in: Frau Schmidt

Telefon: 09161 92-4322
Herrn Lars Walch Fax: 09161 92-94322
Raiffeisenstraße 24 E-Mail: claudia.schmidt@kreis-nea.de

91460 Baudenbach ‘ Zimmer: A 203

Aktenzeichen: 43.2-1711-1-2021-20

Datum: 02.03.2022

Vollzug des Bundesimmissionsschutzgesetzes -BIlmSchG-;

Anlage: 1 Kostenrechnung

Das Landratsamt Neustadt a.d.Aisch-Bad Windsheim erlässt folgenden

BESCHEID:

1. Nachträgliche Anordnung ($ 17 BImSchG):

Für nachstehend bezeichnete Anlage werden die in Nr. 2 dieses Bescheides genannten
Auflagen (nachträglich) angeordnet.

Die Anlage ist nach denin Nr. 2 genannten Auflagen zu betreiben.

1.1. Betreffende Anlage bzw. Anlagenteile:

Lagerung von Li-lonen Akkusin zwei Containern

1.2. Bezeichnung der genehmigungsbedürftigen Anlage nach Anhangder4. BImSchV

Anlagenzurzeitweiligen Lagerung vongefährlichen Abfällen mit einer

Gesamtlagerkapazität von 50 t und mehr,

vgl. Ziff. 8.12.1.1 Anhang 1 der 4. BImSchV

Anlagenzurzeitweiligen Lagerungvonnicht gefährlichen Abfällen mit einer

Gesamtlagerkapazität von 100 Tonnen oder mehr,

vgl. Ziff. 8.12.2 Anhang 1 der 4. BImSchV

Anlagen zur sonstigen Behandlung von gefährlichen Abfällen mit einer

. Durchsatzkapazität von 10 Tonnen oder mehrje Tag,

vgl. Ziff. 8.11.2.1 Anhang 1 der 4. BImSchV

Dienstgebäude Besuchszeiten Telefon Vermittlung Konten
Konrad-Adenauer-Straße 1 Montag- Freitag 08:00 Uhr - 12:00 Uhr 09161 92-0 Sparkasse Neustadt a.d.Aisch
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Nächste Bushaltestelle E-Mail IBAN DE79 7606 9559 0000 0400 02 BIC GENODEF1NEA

Schulzentrum (Comeniusstraße) oder nach Vereinbarung poststelle@kreis-nea.de Castellbank Neustadt a.d.Aisch

Internet IBAN DE34 7903 0001 0006 0002 00 BIC FUCEDE77XXX
Nächste Bahnhaltestelle . http://www.kreis-nea.de
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1.3. Standort der Anlage

Flur-Nummer: 440 Gemarkung: Baudenbach

1 A. Betreiber

Lars Walch GmbH & Co. KG, vertreten durch Herrn Lars Walch, Raiffeisenstraße 24,
91460 Baudenbach

2. Auflagen

2.1. Immissionsschutz - allgemein-

2.1.1 Der Betreiber hat die Inbetriebnahme der Anlage mindestens 2 Wochenvorher der Im-
missionsschutzbehörde unaufgefordert schriftlich anzuzeigen.

2.2.  Abfallrecht, Abfalltechnik

2.2.1. Folgende Abfallfraktionen werden zusätzlich gelagert:

 

 

AVV-Nr. Bezeichnung AVV konkret Menge

16 01 21* Gefährliche Beschädigte Li-Batterien, kritisch 30 t

Bauteile aus einzustufendeLi-Batterien, die

Altfahrzeugen .. im Rahmen von Rücknahme-

systemen von denHerstellern

zurückgenommenwerden sowie
Li-Batterien aus anderen

Herkunftsbereichen
 

 

16 01 21* Gefährliche E-Antriebe aus 10t
Bauteile aus Elektrofahrzeugen,

Altfahrzeugen

16 06 05 AndereBatterien Li-Batterien, die im Rahmen von Erhöhung auf
und Akkumulatoren Rücknahmesystemen von den Ss0t

Herstellern zurückgenommen (Erhöhung um

werden sowie Li-Batterien aus 10)

anderen Herkunftsbereichen      
 

Die bisher genehmigte Gesamtlagermengeangefährlichen Abfällen von derzeit 79,5 t

darf sich dabei nicht erhöhen, d.h. die Menge anderer Abfallschlüssel ist entsprechend zu
reduzieren.



 

 

    
 

2.2.4.

2.2.5.

2.2.6.

2.8,

2.3.1,

2,3.

2.3.3.

2.2.2. Folgende Abfallfraktionen werden zusätzlich behandelt:

AVV-Nr. Bezeichnung AVV konkret Art der Behandlung

16 01 21* Gefährliche | E-Antriebe aus Trockenlegung
Bauteile aus Elektrofahrzeugen,

Altfahrzeugen

2.2.3. | Die Li-Batterien sind so zu lagern, dass keine Beschädigungerfolgt.

Der Containerist mittels einer Abdeckung oder Überdachung vor der Witterung, insbe-

sondere Sonneneinstrahlung und Niederschlag, zu schützen.

VorInbetriebnahme der Anlage sind dem Landratsamt mögliche Abfallschlüssel für das

im Brandfall anfallende kontaminierte Löschwasser mitzuteilen (je nach Ergebnis der Be-

probung, vgl. Auflage 2.5.8). Die fachgerechte Entsorgung des Löschwassersist sicher-
zustellen. Nach der Entsorgung sind entsprechende Nachweise unverzüglich vorzulegen.

Brandereignisse sind dem Landratsamt unverzüglich zu melden.

Hinweis:

Zur Vorkehrung von Brandereignissen ist es zweckmäßig, vollkommen entladene Batte-
rien zu lagern und diese keiner mechanischen Beanspruchung auszusetzen.

Gewerbeaufsichtsamt

Gefährdungsbeurteilung

Vor Aufnahme von Tätigkeiten mit gefährlichen Abfällen hat der Anlagenbetreiberdie mit

der Tätigkeit verbundenen Gefährdungenzu ermitteln und zu beurteilen sowie die erfor-

derlichen Schutzmaßnahmenfestzulegen. Das Ergebnis der Ermittlung und der Beurtei-

lung ist zu dokumentieren.

Es sind Schutzmaßnahmennachfolgender Reihenfolge festzulegen:

_ Technische Maßnahmen

- Organisatorische Maßnahmen

= Persönliche Maßnahmen.

Beispiel:
Der Überwachung von Parametern wie Temperatur, Lösemittelkonzentrationen usw.

durch Messfühler ist Vorrang vor der Überwachung durch Personen zu geben.

Die Gefährdungsbeurteilung darf nur von fachkundigen Personen durchgeführt werden.

Verfügt der Anlagenbetreiber als Arbeitgeber nicht selbst über die entsprechenden

Kenntnisse, so hat er sich fachkundig beraten zu lassen. Fachkundig können insbeson-

dere die Fachkraft für Arbeitssicherheit und die Betriebsärztin oder der Betriebsarztsein.

 



2.3.4.

2.3.8.

2.3.6.

Insbesonderesind in der Gefährdungsbeurteilung auch folgende Gefährdungen/ Aspekte

zu beurteilen und diesbezügliche Schutzmaßnahmenfestzulegen:

- Lithium-lonen-Akkussind so zu lagern, dass Freisetzungenerkannt, aufgefangen

und umgehendbeseitigt werden können. Zu Freisetzungen könnenfreigesetzte
Flüssigkeiten, Rauch, Hitze usw. gehören.

- Gefährdung durch den Austritt von giftigen oder ätzendenInhaltsstoffen der Batte-
rien (z.B. Flusssäure)

_ Notfallmaßnahmen, und .

- notwendige organisatorischen Notfallmaßnahmen beim Umgang mit Lithium-lonen-

Akkus, z.B.: gefahrloses Ausschleusen von Lithium-lonen-Akkus, die sich in einem

gefährlichen Zustand befinden (z.B. Rauch-/Hitzeentwicklung), unter Beachtung des

erforderlichen Personenschutzes aus einem Arbeitsprozess bzw. einem Arbeitsbe-

reich ins Freie bzw. in einen sicheren Bereich, usw. Ablauf zum Verständigen vonin-

terner und externerHilfe (Rettungskette, Feuerwehr, Rettungsdienst).

Die Gefährdungsbeurteilung ist regelmäßig zu überprüfen. Dabeiist der Stand der Tech-
nik zu berücksichtigen.

Unterweisung

Anhand der Gefährdungsbeurteilung sind Betriebsanweisungenzu erstellen und die Mit-

arbeiter vor Aufnahme der neuen Tätigkeiten sowie mindestens einmaljährlich zu unter-

weisen. Die Unterweisung mussbeider Einstellung der Beschäftigten, bei Veränderun-

gen im Aufgabenbereich oder der Einführung neuer Arbeitsmittel vor Aufnahmeder Tä-

tigkeit erfolgen und an die Gefährdungsentwicklung angepasstsein. Inhalt und Zeitpunkt
der Unterweisung sind schriftlich festzuhalten und von den Unterwiesenendurch Unter-

schrift zu bestätigen

Gefährdungsbeurteilung, Explosionsschutzdokument

Gefährliche Abfälle wie Lithiumbatterien können aufgrundihrer physikalisch-chemischen

Eigenschaften zu’speziellen Gefährdungenfür die Beschäftigten führen: durch die Bil-

dung einer gefährlichen explosionsfähigen Atmosphäre, bei exothermen Reaktionen oder

bei Zersetzung. AusLithiumbatterien könnengiftige, und/oder brennbare, ätzendeIn-
haltsstoffe austreten.

Der Anlagenbetreiber hat zu ermitteln, ob gefährliche Abfälle aufgrund ihrer Eigenschaf-

ten und der Art und Weise wie sie in den Sammelstellen und Zwischenlagern verwendet
: werden, zu Brand- und Explosionsgefährdungenführen können.

Sofern aus der Gefährdungsbeurteilung, insbesondere nach den Bestimmungender 88 6

und 11 GefStoffV hervorgeht, dass die Bildung gefährlicher explosionsfähiger Atmosphä-
re nicht sicher ausgeschlossen werden kann,ist folgendes zu veranlassen:

-  _esist die Wahrscheinlichkeit und die Dauer des Auftretens gefährlicher explosions-
fähiger Atmosphären zu beurteilen, und

-  ineinem Explosionsschutzdokument gemäß $ 6 Abs. 9 GefStoffV sind die jeweiligen
getroffenen Schutzmaßnahmen (primärer, sekundärer,tertiärer Explosionsschutz
usw.) zu dokumentieren.

Bei der Durchführung der Maßnahmen gegen Brand- und Explosionsgefahrenist insbe-

sondere AnhangI Nr. 1 GefStoffV zu beachten. -



2.3.7.

2.3.8.

2.3.9.

Ex-Schutz Prüfung von Anlagenin explosionsgefährdeten Bereichen

Anlagen in explosionsgefährdeten Bereichen sind nach $ 15 und 8 16 i.V.m. Anhang 2

Abschnitt 3 BetrSichV vor Inbetriebnahme und regelmäßig wiederkehrend zu prüfen. Da-

bei sind Anlagen in explosionsgefährdeten Bereichen die Gesamtheit der explosions-

schutzrelevanten Arbeitsmittel, einschließlich der Verbindungselemente sowie der explo-

sionsschutzrelevanten Gebäudeteile. Die Prüfung beinhaltet auch die Feststellung der

Wirksamkeit und Funktion der getroffenen technischen Schutzmaßnahmenim primären,

sekundären odertertiären Explosionsschutz (z. B. Lüftung zur Verhinderung gefährlicher

explosionsfähiger Atmosphäre).

Folgende wiederkehrende Prüfungensind erforderlich:

_ Anh. 2 Abschnitt 3 Nr. 5.3 BetrSichV:

Lüftungsanlagen, Gaswarneinrichtungen und Inertisierungseinrichtungen:

jährlich durch eine zur Prüfung befähigte Person nach Anh. 2 Abschnitt 3 Nr. 3.1 Be-

trSichV,

= Anh. 2 Abschnitt 3 Nr. 5.2 BetrSichV:

Geräte, Schutzsysteme, Sicherheits-, Kontroll- und Regelvorrichtungen im Sinne der
RL 2014/34/EU mit ihren Verbindungseinrichtungenals Bestandteil einer Anlage in

explosionsgefährdeten Bereichen und deren Wechselwirkungen mit anderen Anla-

genbereichen:
mind. alle 3 Jahre durch eine zur Prüfung befähigten Person nach Anh. 2 Abschnitt
3 Nr. 3.1 BetrSichV, und

_ Anh. 2 Abschnitt 3 Nr. 5.1 BetrSichV:

Prüfung der Anlagen in explosionsgefährdetenBereichen auf Explosionssicherheit:

mind. alle 6 Jahre durch eine zur Prüfung befähigte Person nach Anh. 2 Abschnitt 3

Nr. 3.3 BetrSichV.

Die Prüfungen auf Explosionssicherheit sind mindestens durch eine zur.Prüfung befähig-

te Person durchführen zu lassen, die die Anforderungen nach Anhang 2 Abschnitt 3Nr. 3

BetrSichV erfüllt.

Brandschutzorganisation

Der Arbeitgeber hat gemäß ASR A2.2 eine ausreichende Anzahl von Beschäftigten durch
fachkundige Unterweisung und praktische Übungen im Umgang mit Feuerlöscheinrich-

tungenvertraut zu machen und als Brandschutzhelfer zu benennen. Die notwendige An-
zahl von Brandschutzhelfern ergibt sich aus der Gefährdungsbeurteilung. Bei der Anzahl

der Brandschutzhelfer sind auch Schichtbetrieb und die Abwesenheit einzelner Beschäf-

tigter, z. B. durch Urlaub, Krankheit oder sonstige Abwesenheit, zu berücksichtigen.

- Arbeitsstätte mit erhöhter Brandgefährdung

Werdenin Arbeitsbereichen regelmäßig größere Mengenan Lithium-Ionen-Akkusbereit-

gestellt o.ä. gelten diese Bereiche als Arbeitsstätten mit erhöhter Brandgefährdung im

Sinne der ASR A2.2 „Maßnahmen gegen Brände“. Das Unternehmenhat daher neben

der Grundausstattung mit geeigneten Feuerlöscheinrichtungen zusätzliche betriebs- und

tätigkeitsspezifische Brandschutzmaßnahmenzuergreifen.



. 2.3.10.

2.3.11.

Beleuchtung

In Lagerräumen und Lagern im Freien muss eine ausreichende Beleuchtung gewährleis-
tet werden.

Belüftung

Im Lager musseine ausreichende Belüftung vorhanden sein, wenn durch ein unbeab-

sichtigtes Freisetzen von Gefahrstoffen, z.B. durch Undichtigkeiten oderkleinere Be-
schädigungen von Verpackungeneine Gefährdung von Beschäftigten oder anderen Per-

“ sonen möglichist.

2.4.

2.4.1.

2.4.2.

2.4.3.

2.4.4.

2.4.5.

2.4.6.

2.4.7.

Hinweis:

Bei der Lagerungist die TRGS 510 zu berücksichtigen.

Wasserwirtschaft und Gewässerschutz

Der Bauherr handelt bei Bau und Betrieb der Anlagen zum Lagern, Umschlagen, Herstel-

len und Abfüllen wassergefährdender Stoffe eigenverantwortlich für die Einhaltung der
Anforderungender Verordnung über Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden

Stoffen (AwSV) und der Wassergesetze, sowie der hierzu erlassenen Technischen Re-
gelwerke und Regeln der Technik in der jeweils aktuellen Fassung.

Die Flächen und die Fugen in den Umgangsbereichen mit wassergefährdendenStoffen

sind entsprechend der Technischen Regel wassergefährdender Stoffe TRwS 786 „Aus-

führung von Dichtflächen“ auszuführen und deren Eignung durch ÜU-Zeichen, bauaufsicht-
liche Zulassung bzw. Bauartzulassung nachzuweisen.

Die Tanks und Gebinde für die Lagerung wassergefährdender Stoffe müssen überein Ü-
Zeichen bzw. allgemeine bauaufsichtliche Zulassung verfügen oder der Gefahrgutverord-
nung Straße, Eisenbahn und Binnenschifffahrt entsprechen.

Die Lagerung hat in Anlehnung an die Technische Regel wassergefährdendenStoffen

DWA-A 779 sowie der AwSVzu erfolgen. Insbesondere verweisen wir auf 8 31 AwSV,
besondere Anforderungen an Fass — und Gebindelager.

Esdürfen nur die Chemikalien zusammenin einer Auffangvorrichtung gelagert werden,
die beim Freiwerden zu keinen gefährlichen Reaktionen führen können.

Das Lagerfällt mindestens unter die Gefährdungsstufe C nach $ 39 AwSV.Für die Er-

richtung der Lageranlage ist daher ein Fachbetrieb nach $ 62 AwSV zu beauftragen.

Vor Inbetriebnahme und dann wiederkehrendalle 5 Jahre ist die Anlage durch einen

Sachverständigen nach $ 2 Abs. 33 AwSV auf seine Dichtheit und Funktionsfähigkeit prü-
fen zu lassen. Der Prüfbericht ist dem Landratsamt innerhalb von 4 Wochen vorzulegen.

Hinweis:

Für den gesamten Betriebsbereich handelt der Betreiber beim Betrieb von Anlagen zum

Lagern, Umschlagen, Herstellen und Abfüllen wassergefährdenderStoffe eigenverant-

wortlich für die Einhaltung der Anforderungen der Verordnung über Anlagen zum Um-

gang mit wassergefährdenden Stoffen (AwSV) und der Wassergesetze, sowie der hierzu

erlassenen Technischen Regelwerke und Regeln der Technik in derjeweils aktuellen
Fassung.



2.5.

2.5.1.

2.5.2.

2.9.83;

2.5.4.

2.5.5.

2.5.6,

25.7.

2.5.8.

2.6.

27:

‚Abwehrender Brandschutz

Die Dichtheit der Container muss bei Hitzeeinwirkung gegebensein.

Die Löschwasserrückhaltung auf dem Grundstückist zu erfüllen.

Die Stellfläche der Container sowie der Fahrweg zu den Containern sind entsprechend

den Antragsunterlagen zu asphaltieren.

Die Container sind auf einer leicht abgesenkten asphaltierten Fläche abzustellen, sodass

ein ebenerdiges Befahren mit Laststaplern möglichist.

Im Brandfall sind die Containerkontrolliert zu fluten. JederContainerist in Absprache mit
der örtlichen Feuerwehr mit einer B-Anschlusskupplung auszurüsten.

Die Containertüren sind mit einem Dichtsystem zu versehen, welches den Austritt von

Löschwasser im Flutungsfall verhindert.

Die Container sind zur Brandfrüherkennung in die bestehende Brandmeldeanlage zuin-
tegrieren.

Nach Ausreaktion des Containers (erkennbar an der abnehmenden Außentemperatur)ist

das zur Flutung verwendete Wasser zu beproben und nach Kantralllerien Ablassen der

Entsorgung zuzuführen.

Sicherheitsleistung

Eine Sicherheitsleistung wird nicht festgesetzt.

Hinweis:
Art und Höhe der Sicherheitsleistung kann durch spätereaRegelung
geändert werden.

Weitergeltung bisheriger Bescheide

Die bisher für die Anlageerteilten behördlichen Bescheide, insbesondere die darin

enthaltenen Nebenbestimmungen und Anordnungen,behalten weiterhin Gültigkeit,

soweit sich nicht aus dieser nachträglichen Anordnung etwas davon Abweichendes

ergibt.

'Kostenentscheidung

Die Kosten dieser Anordnung hat der Anlagenbetreiber als Veranlasser zu tragen.

Für diesen Bescheid wird eine Gebühr in Höhe von 1.400,00 € erhoben zzgl. 552,00 €

aufgrund der Beteiligung des Gewerbeaufsichtsamtes. Die Auslagen betragen3,50 €.

Insgesamt sind 1955,50 € zu zahlen.



GRÜNDE:

.

Die Fa. Lars Walch GmbH & Co. KG betreibt in Baudenbach auf dem Grundstück FI.Nr. 440 eine
Anlage zur Lagerung und Behandlung von gefährlichen sowie nicht gefährlichen Abfällen.

Im Rahmender Anzeige von Änderungendes Betriebes nach & 15 BImSchG vom 31.08.2020,
eingegangen am 02.09.2020, teilte der Betreiber mit, dass die Lagerung von Lithium-Batterien
beabsichtigt ist. Im Falle einer Beschädigungsind diese Abfälle der AVV 16 01 21* zuzuordnen,
ansonsten der AVV 16 06 05.

Die LagerungderBatterien erfolgt in zwei Abrollcontainern mit je 6,5 m x 2,3 m x 2,0 m = 30 m?
Nutzinhalt. Diese werden in einem Abstand von 5 m zueinanderaufgestellt. Innerhalb der
Containererfolgt die Lagerung derLi-Batterien in Behältern, welche für deren Gefahrguttransport
zugelassensind.

Die Mengenangabenzur Änderungsanzeige wurden mit Email vom 11.02.2022 nochmals
klargestellt. Ebenso wie die Feststellung, dass seitens des Betreibers keine
Gesamtmengenerhöhung bezüglich der Lagerung dergefährlichen Abfälle beantragt wird.

Folgende Stellen wurden zu dem Vorhaben angehört:

— Markt Baudenbach

— VG Diespeck - Bauverwaltung

- SG 42 - Abfallrecht, Wasserrecht
— SG 43.1 - Staatl. Bauverwaltung

- SG 43.3 - Techn. Umweltschutz; Abfalltechnik

— SG 44 - Hochbauverwaltung

— Regierung von Mittelfranken — Gewerbeaufsicht

- Kreisbrandmeister

- Kreisbrandrat

Mit der nachträglichen Anordnung wird dem Betreiberdie für die Änderung erforderliche neue
gesetzliche Verpflichtung verbindlich auferlegt.

Vor Erlass der nachträglichen Anordnungerfolgte eine Anhörung desBetreibers.

ll.

1. Zuständigkeit

Das Landratsamt Neustadt a.d.Aisch-Bad Windsheim ist zum Erlass dieses Bescheidesört-
lich und sachlich zuständig (Art. 3 Abs. 1 des Bayer. Verwaltungsverfahrensgesetzes; Art. 1
Abs. 1 Nr. 3 Bayer. Immissionsschutzgesetz).

2. Möglichkeit zum Erlass einer nachträglichen Anordnung, Verfahren

Die nachträgliche Anordnung wird auf $ 17 Abs. 1 BImSchG gestützt.

Demnachkann die zuständige Immissionsschutzbehörde zur Erfüllung der sich aus dem
Bundesimmissionsschutzgesetz (sowie aus den darauf beruhenden Rechtsverordnungen)
ergebendenPflichten auch noch nachErteilung einer. Genehmigung sowie nach einer gem.



8 15 Abs.1 BImSchG angezeigten Änderung (nachträgliche) Anordnungentreffen, 8 17 Abs.
1 Satz 1 BImSchG.

Die Behörde soll (nachträgliche) Anordnungentreffen, wennfestgestellt wird, dass die Allge-

meinheit oder die Nachbarschaft nicht ausreichend vor schädlichen Umwelteinwirkungen
oder sonstigen Gefahren, erheblichen Nachteilen oder erheblichen Belästigungen geschützt
ist, 8 17 Abs. 1 Satz 2 BImSchG.

Nach dem Bundesimmissionsschutzgesetz sind genehmigungsbedürftige Anlagen so zu er-
richten und zu betreiben, dass zur Gewährleistung eines hohen Schutzniveausfür die Um-
welt insgesamt

— schädliche Umwelteinwirkungen und sonstige Gefahren,erhebliche Nachteile und er-

hebliche Belästigungenfür. die Allgemeinheit und die Nachbarschaft nicht hervorgeru-

fen werden können,
- Vorsorge gegen schädliche Umwelteinwirkungen und sonstige Gefahren, erhebliche

Nachteile und erhebliche Belästigungengetroffen wird, insbesondere durch die dem
Stand der Technik entsprechende Maßnahmen,

—- Abfälle vermieden, nicht zu vermeidende Abfälle verwertet und nicht zu verwertende

Abfälle ohne Beeinträchtigung des Wohls der Allgemeinheit beseitigt werden, und

- Energie sparsam undeffizient verwendetwird
(Grundpflichten des $ 5 Abs. 1 Nr. 1 - 4 BImSchG).

Genehmigungspflichtige Anlagensind ferner so zu errichten, zu betreiben undstillzu-
legen, dass auch nacheiner Betriebseinstellung

- von der Anlage oder dem Anlagengrundstück keine schädlichen Umwelteinwirkungen

und sonstige gefahren, erhebliche Nachteile oder erhebliche Belästigungenfür die
Allgemeinheit und die Nachbarschaft hervorgerufen werden können,

- vorhandene Abfälle ordnungsgemäß und schadlos verwertet oder ohne Beeinträchti-
gung des Wohls der Allgemeinheit beseitigt werden und

- die Wiederherstellung eines ORETUMERGEIDANEN Zustandes des Betriebsgeländes ge-
währleistetist.

(Grundpflichten des $ 5 Abs. 3 BImSchG, Nachsorgepflichten).

Die Höhe der Sicherheitsleistung bestimmt sich nach den prognostizierten Entsorgungskos-
ten der maximal durch die Genehmigung zugelassenenAbfalllagerungen.

Die Festsetzung einer Sicherheitsleistung gem. $ 17 Abs. 4 a BImSchGin dieser nachträgli-

chen Anordnung warnicht erforderlich, da die o.g. Abfälle aktuell einen positiven Marktwert
aufweisen.

. Ermessen

Die nachträgliche Anordnung zur Erfüllung dieser Anforderungen konnte nachpflichtgemä-
Rem Ermessen erlassen werden.

Die Auflagen sind erforderlich und geeignet, um ein Mindestmaß an Schutz der Allgemeinheit

und der Nachbarschaft vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch die Anlage auch bei La-
gerung derLi-Batterien sicherzustellen.

Bei regulären Betrieb hat die Lagerung von Li-Batterien kaum andere Emissionen zur Folge
als andere Abfallfraktionen. Aufgrund der Fähigkeit der Li-Batterien, sich selbst zu entzün-

den, sind jedoch Vorkehrungen ausder Sicht des Brandschutzes, des Explosionsschutzes
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sowie des Arbeitsschutzes zu treffen.

Dieses Mindestmaß an Schutz kann durch weniger einschneidende Maßnahmennicht er-

reicht werden. Die von der Anlage durch die zusätzliche Lagerung ausgehenden Umweltein-

wirkungen werdendurch die Auflagen genau auf das Maß beschränkt, welches einzuhalten

ist, um Brände zu vermeiden und Personen zu schützen. Die Auflagen verlangen auch nicht

mehrals die Sicherstellung dieses Mindestschutzes undgreifen somit nicht übermäßig in den

bestehenden Anlagenbetriebein.

Die Einhaltung der Auflagenstellt schließlich auch keine unverhältnismäßige Forderung ge-

genüber dem Betreiber dar; da sie sich nur auf den Bereich der insbesondere wird der (weite-

re) Betrieb der Anlage auch bei Einhaltung der Auflagen kaum spürbar eingeschränkt.

Die Anordnungist auch verhältnismäßig, da der mit der Erfüllung der Pflichten verbundene

Aufwand zu der damit erreichten erheblichen Minderung eines Brandfalles angemessenist.

4. Kostenentscheidung

Die Kostenentscheidung beruht auf Art. 1, 2, 5, 6, 10 des Kostengesetzes-KG-i.V.m. Tarif

Nr. 8.11.0/.1.9.1 des Kostenverzeichnisses -KVz-. Die Gebührvon 1.400,00 € ist aufgrund des

 Aufwandes, der mit dem Erlass der nachträglichen Anordnung verbunden war, angemessen.

Hinzu kommendie Kosten der Regierung von Mittelfranken-Gewerbeaufsicht gemäß Kos-

tenmitteilung vom 02.07.2021 in Höhe von 552,00 € (Tarif-Nr. 8.11.0/1.3.2 KVz).

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegendiesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach seiner Bekanntgabe Klage erho-

ben werdenbei dem

Bayerischen VerwaltungsgerichtAnsbach

in 91522 Ansbach

Postfachanschrift: Postfach 616, 91511 Ansbach,

Hausanschrift: Promenade 24- 28, 91522 Ansbach.
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Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung:

Die Einlegung des Rechtsbehelfs ist schriftlich, zur Niederschrift oder elektronisch in einer für den Schrift-
formersatz zugelassenen Form möglich. Die Einlegung eines Rechtsbehelfs per einfacher E-Mail ist nicht
zugelassen undentfaltet keine rechtlichen Wirkungen!

Ab 01.01.2022 mussder in $ 55d VwGO genannte Personenkreis Klagen grundsätzlich elektronisch einrei-
chen.

[Sofern kein Fall des $ 188 VwGOvorliegt:] Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor den Verwal-
tungsgerichten infolge der Klageerhebungeine Verfahrensgebührfällig.

 

Wust

Oberregierungsrat




